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Betrifft: Ukrainische Flüchtlinge mit Behinderungen

In der Ukraine sind 2,7 Mio. Menschen mit Behinderungen registriert, von denen viele derzeit eine 
lebensbedrohliche Diskriminierung erfahren, wozu auch gehört, dass ihnen Informationen über 
Gefahren, Sicherheit und Hilfe nicht zugänglich sind.

Etwa 10 % der fast 3,5 Mio. Flüchtlinge aus der Ukraine in der EU sind Menschen mit Behinderungen. 
Sie sind mit weiteren Herausforderungen konfrontiert, was den Zugang zu humanitärer Hilfe und 
Informationen über Wohnraum, Gesundheit, Bildung und Sozialschutz anbelangt, und sie sind in 
besonderem Maße der Gefahr des Menschenhandels ausgesetzt. Häufig fehlt ihnen spezielle 
assistive Technologie, etwa Rollstühle, Hörhilfen oder persönliche Assistenz.

In den operativen Leitlinien der EU zum Schutz in Notfällen wurde nicht auf die Situation von 
Menschen mit Behinderungen eingegangen, sodass keine Informationen darüber vorliegen, wie die 
Kommission hier vorzugehen gedenkt.

1. Wie stellt die Kommission sicher, dass die Verteilung humanitärer Hilfe in der Ukraine für 
Menschen mit Behinderungen, darunter auch zu Hause und in Einrichtungen betreute Menschen 
mit Behinderungen, zugänglich ist? Gedenkt die Kommission, regelmäßig darüber zu berichten, 
in welcher Weise die Hilfe Kinder und Erwachsene mit Behinderungen erreicht?

2. Wie plant die Kommission, den Bedürfnissen von Flüchtlingen mit Behinderungen, wozu auch 
der Bedarf an Hilfsmitteln, persönlicher Unterstützung und sicherem Reisen innerhalb Europas 
und nicht nur in den Nachbarländern der Ukraine zählt, Rechnung zu tragen?

3. Wie gedenkt die Kommission sicherzustellen, dass die Initiativen zur langfristigen Integration von 
Flüchtlingen mit Behinderungen in vollem Umfang inklusiv sind, auch in Bezug auf Wohnraum, 
Beschäftigung, Gesundheit, Bildung und Sozialschutz?


